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Artikel-Nr. 4721

2025Unverzichtbar für Ausbildung und Praxis – Die 
Vorschriftensammlung für Notarfachangestellte 

Diese praxisnahe Vorschriftensammlung richtet 
sich gezielt nach den Lehrinhalten der Ausbil-
dungsordnung für Notarfachangestellte – daher 
ideal für Auszubildende, Berufsschulen und Nota-
riatsmitarbeiter. Gleichzeitig bietet sie dem Be-
rufsalltag eine kompakte, sorgfältig zusammen-
gestellte Auswahl der wichtigsten notariellen Vor-
schriften – klar strukturiert, verläßlich und auf dem 
neuesten Rechtsstand. 

Kompakt & praxisnah 

Auf das BGB wurde bewußt verzichtet – hier gibt 
es günstige Einzelausgaben. Stattdessen sind 
schwer zugängliche, aber wichtige Regelungen 
wie die Überleitungsbestimmungen enthalten. 
Blick nach vorn: Elektronische Beurkundung 

Das Notariat steht vor einer digitalen Neuerung: 
Urkunden sollen künftig auch elektronisch in An-
wesenheit aller Beteiligten unterzeichnet werden 

21. Auflage

2025

ISBN: 978-3-87249-299-9

können – ohne den persönlichen Kontakt zu erset-
zen. Das „Gesetz zur Einführung einer elektroni-
schen Präsenzbeurkundung“ befindet sich bei 
Redaktionsschluss allerdings erst im Stadium des 
Referentenentwurfs. Der aktuelle Entwurf des 
neuen Gesetzes ist in Kap. 999 vollständig abge-
druckt – als Ausblick auf die nahe Zukunft. 

Mitgestalten erwünscht 

Rückmeldungen aus Berufsschulen und Praxis 
fließen regelmäßig ein. Der Verlag freut sich über 
jede Anregung, um diese praxisnahe Vorschrif-
tensammlung noch besser auf die Bedürfnisse 
der Nutzer abzustimmen. 

Stand der Gesetzgebung: 1. Juli 2025 
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Stand: 1. Juli 2025

Berücksichtigt sind die bis zum 30. Juni 2025 veröffentlichten Gesetzblätter. 

Außerdem enthalten: 
”
Einführung der elektronischen Präsenzbeurkundung“ 

(Referentenentwurf Juni 2025). 

Begründet von Notar Dr. Stefan Hüttinger und Notar a. D. Dr. Dirk-Ulrich Otto 
Bearbeitet von Dr. Dirk-Ulrich Otto, 

Carl Gerber Verlag GmbH
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Hinweis an den Benutzer 

Verweise auf andere Normen und Hinweisblätter im „Praxishandbuch“ beziehen sich 
auf das gleichfalls bei der Carl Gerber Verlag GmbH erscheinende 

Praxishandbuch des Notariats 

Es liegt aktuell mit dem Stand Juni 2025 (Loseblatt, 45. Ergänzungslieferung) vor und 
enthält neben einer umfangreichen Sammlung der einschlägigen Rechtsvorschriften 
Tabellen und weitere nützliche Arbeitshilfen. Diese umfangreiche Gesetzessammlung 
gibt es in zwei Ausführungen:  

Zum einen als PRINT in Loseblattsammlung, zum anderen als Cloud-Browser-Anwen-
dung und Desktop-App. 

Nachfolgend der Link zur Leseprobe der Cloud-Browser-Anwendung: 
https://www.gerberverlag.de/ebooks/Praxishandbuch/ 

Druckfehler sind unvermeidlich. Hinweise darauf, wie auch alle sonstigen Verbesse-
rungsvorschläge werden vom Verlag gerne entgegengenommen. 

Aus dem Vorwort der ersten Auflage 

Das Basishandbuch des Notariats will für das Alltagsgeschäft und für Ausbildungs-
zwecke die wichtigsten Bestimmungen des „Notarrechts“ in einem weiter verstande-
nen Sinn vereinen. Es bietet eine kompakte Grundlage, gewissermaßen die an jeden 
Arbeitsplatz gehörende „Basis“, von der aus gegebenenfalls größere Textsammlun-
gen aufzusuchen sind, die im Notariat vielleicht nur einmal vorgehalten werden. 

Die Auswahl der Bestimmungen orientiert sich zum einen am Stoff der Ausbildungs-
ordnung, zum anderen am Bedarf der Praxis. Die doppelte Zielsetzung schlägt sich 
im Inhalt nieder: Während der Praktiker z.B. nach der heutigen Bedeutung des nach 
wie vor nach der Ausbildungsordnung unterrichteten Wechselrechts (Anm. mittler-
weile auch hier entnommen) fragen wird, muss ein Auszubildender sich allenfalls in 
der Größenordnung mit Freigrenzen des Erbschaftsteuerrechts befassen. Das Werk 
ist aber so gestaltet und kalkuliert, dass beides Aufnahme finden konnte. So ent-
stand eine umfassende Sammlung, die jedem Interesse gerecht wird und nicht 
zuletzt auch sämtliche gängige Tabellen zum Notarkostenrecht einschließlich der 
Sterbetafeln enthält. Lediglich das BGB wurde ausgespart, von dem viele und auch 
preisgünstige Ausgaben am Markt sind. 

Die Vielzahl an hier versammelten Rechtsgebieten, die dem Amtsträger und seinen 
Mitarbeitern im Notariat begegnen, spricht für den Abwechslungsreichtum dieser 
Tätigkeiten und trägt zum Reiz dieser Berufe bei. Damit verbunden ist ein hoher 
Qualitätsanspruch, dem nicht gerecht werden kann, wer nicht am Gesetz übt und 
sich in der Praxis aus dem Gesetz vergewissert. Wir meinen daher, dass schon die 
Ausbildung nicht mit einer zu sehr beschränkten Auswahl an Normtexten arbeiten 
darf, und wir wollen jedem im Notariat Tätigen eine Möglichkeit bieten, kostengünstig 
und ohne Nachsortieraufwand stets „sein“ Gesetz aktuell zu halten. 
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Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 

In der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 100-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung*) 

zuletzt geändert durch das Gesetz vom 22. März 2025 (BGBl. I Nr. 94) 

Präambel 

Im Bewusstsein seiner Verantwortung vor Gott und den Menschen, 
von dem Willen beseelt, als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem 
Frieden der Welt zu dienen, hat sich das Deutsche Volk kraft seiner verfassungs -
gebenden Gewalt dieses Grundgesetz gegeben. 
Die Deutschen in den Ländern Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, 
Bremen, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Hol-
stein und Thüringen haben in freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit 
Deutschlands vollendet. Damit gilt dieses Grundgesetz für das gesamte Deutsche 
Volk. 

Inhaltsübersicht 

I. Die Grundrechte Art. 1 – 19 
II. Der Bund und die Länder Art. 20 – 37 
III. Der Bundestag Art. 38 – 49 
IV. Der Bundesrat Art. 50 – 53 
IV. a   Gemeinsamer Ausschuss Art. 53 a 
V. Der Bundespräsident Art. 54 – 61 

VI. Die Bundesregierung Art. 62 – 69 
VII. Die Gesetzgebung des Bundes Art. 70 – 82 
VIII. Die Ausführung der Bundesgesetze und die Bundesverwaltung          Art. 83 – 91 
VIII. a   Gemeinschaftsaufgaben Art. 91 a, 91 b 
IX. Die Rechtsprechung Art. 92 – 104 
X. Das Finanzwesen Art. 104a – 115 
X. a   Verteidigungsfall Art. 115 a – 115 l 
XI. Übergangs- und Schlussbestimmungen Art. 116 – 146 
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*)  Geltung im Saarland gem. § 1 Abs. 1 Gesetz vom 23. 12. 1956. Neue Bundesländer: Art. 3 des Einigungs -
vertrages vom 31. 08. 1990 i.V.m. Art. 1 des Gesetzes vom 23. 09. 1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 890).
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Art. 1 :  Garantie der Menschenwürde 

(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Ver-
pflichtung aller staatlichen Gewalt.
(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und unveräußerlichen
Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens
und der Gerechtigkeit in der Welt.
(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und
Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht.

Art. 2:  Allgemeines Freiheitsrecht 

(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht
die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder
das Sittengesetz verstößt.
(2) Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die Freiheit der
Person ist unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegrif-
fen werden.

Art. 3:  Gleichheit aller Menschen 

(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.
(2) Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat fördert die tatsächliche
Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern und wirkt auf die
Beseitigung bestehender Nachteile hin.
(3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse,
seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder
politischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden. Niemand darf
wegen seiner Behinderung benachteiligt werden.

Art. 4:  Glaubens- und Gewissensfreiheit; ungestörte Religionsausübung 

(1) Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen und
weltanschaulichen Bekenntnisses sind unverletzlich.
(2) Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet.
(3) Niemand darf gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst mit der Waffe gezwungen
werden. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz.

Art. 5:  Kommunikationsfreiheit; Freiheit von Kunst und Wissenschaft 

(1) Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und
zu verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrich-
ten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch Rundfunk und
Film werden gewährleistet. Eine Zensur findet nicht statt.

1    GG
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(2) Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vorschriften der allgemeinen Gesetze,
den gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der Jugend und in dem Recht der per-
sönlichen Ehre.
(3) Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei. Die Freiheit der Lehre
entbindet nicht von der Treue zur Verfassung.

Art. 6:  Ehe; Familie; Elternrecht 

(1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staatlichen Ordnung.
(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die
zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche
Gemeinschaft.
(3) Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten dürfen Kinder nur auf Grund eines
Gesetzes von der Familie getrennt werden, wenn die Erziehungsberechtigten ver -
sagen oder wenn die Kinder aus anderen Gründen zu verwahrlosen drohen.
(4) Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der Gemeinschaft.
(5) Den unehelichen Kindern sind durch die Gesetzgebung die gleichen Bedingun-
gen für ihre leibliche und seelische Entwicklung und ihre Stellung in der Gesellschaft
zu schaffen wie den ehelichen Kindern.

Art. 7:  Schule 

(1) Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des Staates.
(2) Die Erziehungsberechtigten haben das Recht, über die Teilnahme des Kindes am
Religionsunterricht zu bestimmen.
(3) Der Religionsunterricht ist in den öffentlichen Schulen mit Ausnahme der
bekenntnisfreien Schulen ordentliches Lehrfach. Unbeschadet des staatlichen Auf-
sichtsrechtes wird der Religionsunterricht in Übereinstimmung mit den Grundsätzen
der Religionsgemeinschaften erteilt. Kein Lehrer darf gegen seinen Willen verpflich-
tet werden, Religionsunterricht zu erteilen.
(4) Das Recht zur Errichtung von privaten Schulen wird gewährleistet. Private Schu-
len als Ersatz für öffentliche Schulen bedürfen der Genehmigung des Staates und
unterstehen den Landesgesetzen. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die priva-
ten Schulen in ihren Lehrzielen und Einrichtungen sowie in der wissenschaftlichen
Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den öffentlichen Schulen zurückstehen und
eine Sonderung der Schüler nach den Besitzverhältnissen der Eltern nicht gefördert
wird. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die wirtschaftliche und rechtliche Stel-
lung der Lehrkräfte nicht genügend gesichert ist.
(5) Eine private Volksschule ist nur zuzulassen, wenn die Unterrichtsverwaltung ein
besonderes pädagogisches Interesse anerkennt oder, auf Antrag von Erziehungs -
berechtigten, wenn sie als Gemeinschaftsschule, als Bekenntnis- oder Weltanschau-
ungsschule errichtet werden soll und eine öffentliche Volksschule dieser Art in der
Gemeinde nicht besteht.
(6) Vorschulen bleiben aufgehoben.

GG    1
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Art. 8:  Recht der Versammlungsfreiheit 

(1) Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis friedlich
und ohne Waffen zu versammeln.
(2) Für Versammlungen unter freiem Himmel kann dieses Recht durch Gesetz oder
auf Grund eines Gesetzes beschränkt werden.

Art. 9:  Vereinigungs- und Koalitionsfreiheit 

(1) Alle Deutschen haben das Recht, Vereine und Gesellschaften zu bilden.
(2) Vereinigungen, deren Zwecke oder deren Tätigkeit den Strafgesetzen zuwiderlau-
fen oder die sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder gegen den Gedanken
der Völkerverständigung richten, sind verboten.
(3) Das Recht, zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingun-
gen Vereinigungen zu bilden, ist für jedermann und für alle Berufe gewährleistet.
Abreden, die dieses Recht einschränken oder zu behindern suchen, sind nichtig,
hierauf gerichtete Maßnahmen sind rechtswidrig. Maßnahmen nach den Artikeln
12 a, 35 Abs. 2 und 3 , Artikel 87 a Abs. 4 und Artikel 91 dürfen sich nicht gegen
Arbeitskämpfe richten, die zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschafts-
bedingungen von Vereinigungen im Sinne des Satzes 1 geführt werden.

Art. 10:  Unverletzlichkeit des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses 

(1) Das Briefgeheimnis sowie das Post- und Fernmeldegeheimnis sind unverletzlich.
(2) Beschränkungen dürfen nur auf Grund eines Gesetzes angeordnet werden. Dient
die Beschränkung dem Schutze der freiheitlichen demokratischen Grundordnung
oder des Bestandes oder der Sicherung des Bundes oder eines Landes, so kann das
Gesetz bestimmen, dass sie dem Betroffenen nicht mitgeteilt wird und dass an die
Stelle des Rechtsweges die Nachprüfung durch von der Volksvertretung bestellte
Organe und Hilfsorgane tritt.

Art. 11:  Freizügigkeit im Bundesgebiet 

(1) Alle Deutschen genießen Freizügigkeit im ganzen Bundesgebiet.
(2) Dieses Recht darf nur durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes und nur für
die Fälle eingeschränkt werden, in denen eine ausreichende Lebensgrundlage nicht
vorhanden ist und der Allgemeinheit daraus besondere Lasten entstehen würden
oder in denen es zur Abwehr einer drohenden Gefahr für den Bestand oder die frei-
heitliche demokratische Grundordnung des Bundes oder eines Landes, zur Bekämp-
fung von Seuchengefahr, Naturkatastrophen oder besonders schweren Unglücks -
fällen, zum Schutze der Jugend vor Verwahrlosung oder um strafbaren Handlungen
vorzubeugen, erforderlich ist.

Art. 12:  Berufswahl; Berufsausübung; Verbot der Zwangsarbeit 

(1) Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und Ausbildungsstätte frei
zu wählen. Die Berufsausübung kann durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes
geregelt werden.

1    GG

4

001 GG B-H.qxp_Basis_2025  07.07.25  10:06  Seite 4



(2) Niemand darf zu einer bestimmten Arbeit gezwungen werden, außer im Rahmen
einer herkömmlichen allgemeinen, für alle gleichen öffentlichen Dienstleistungs-
pflicht.
(3) Zwangsarbeit ist nur bei einer gerichtlich angeordneten Freiheitsentziehung
zulässig.

Art. 12 a:  Militärische und zivile Dienstverpflichtungen 

(1) Männer können vom vollendeten achtzehnten Lebensjahr an zum Dienst in den
Streitkräften, im Bundesgrenzschutz oder in einem Zivilschutzverband verpflichtet
werden.
(2) Wer aus Gewissensgründen den Kriegsdienst mit der Waffe verweigert, kann zu
einem Ersatzdienst verpflichtet werden. Die Dauer des Ersatzdienstes darf die Dauer
das Wehrdienstes nicht übersteigen. Das Nähere regelt ein Gesetz, das die Freiheit
der Gewissensentscheidung nicht beeinträchtigen darf und auch eine Möglichkeit
des Ersatzdienstes vorsehen muss, die in keinem Zusammenhang mit den Verbän-
den der Streitkräfte und des Bundesgrenzschutzes steht.
(3) Wehrpflichtige, die nicht zu einem Dienst nach Absatz 1 oder 2 herangezogen
sind, können im Verteidigungsfalle durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes zu
zivilen Dienstleistungen für Zwecke der Verteidigung einschließlich des Schutzes der
Zivilbevölkerung in Arbeitsverhältnisse verpflichtet werden; Verpflichtungen in öffent-
lich-rechtliche Dienstverhältnisse sind nur zur Wahrnehmung polizeilicher Aufgaben
oder solcher hoheitlichen Aufgaben der öffentlichen Verwaltung, die nur in einem
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis erfüllt werden können, zulässig. Arbeitsver-
hältnisse nach Satz 1 können bei den Streitkräften, im Bereich ihrer Versorgung
sowie bei der öffentlichen Verwaltung begründet werden; Verpflichtungen in Arbeits-
verhältnisse im Bereiche der Versorgung der Zivilbevölkerung sind nur zulässig, um
ihren lebensnotwendigen Bedarf zu decken oder ihren Schutz sicherzustellen.
(4) Kann im Verteidigungsfalle der Bedarf an zivilen Dienstleistungen im zivilen
Sanitäts- und Heilwesen sowie in der ortsfesten militärischen Lazarettorganisation
nicht auf freiwilliger Grundlage gedeckt werden, so können Frauen vom vollendeten
achtzehnten bis zum vollendeten fünfundfünfzigsten Lebensjahr durch Gesetz oder
auf Grund eines Gesetzes zu derartigen Dienstleistungen herangezogen werden. Sie
dürfen auf keinen Fall zum Dienst mit der Waffe verpflichtet werden.
(5) Für die Zeit vor dem Verteidigungsfalle können Verpflichtungen nach Absatz 3 nur
nach Maßgabe des Artikels 80a Abs. 1 begründet werden. Zur Vorbereitung auf
Dienstleistungen nach Absatz 3, für die besondere Kenntnisse oder Fertigkeiten
erforderlich sind, kann durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes die Teilnahme
an Ausbildungsveranstaltungen zur Pflicht gemacht werden. Satz 1 findet insoweit
keine Anwendung.
(6) Kann im Verteidigungsfalle der Bedarf an Arbeitskräften für die in Absatz 3 Satz 2
genannten Bereiche auf freiwilliger Grundlage nicht gedeckt werden, so kann zur
Sicherung dieses Bedarfs die Freiheit der Deutschen, die Ausübung eines Berufs
oder den Arbeitsplatz aufzugeben, durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes ein-
geschränkt werden. Vor Eintritt des Verteidigungsfalles gilt Absatz 5 Satz 1 entspre-
chend.
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Art. 13:  Schutz der Wohnung 

(1) Die Wohnung ist unverletzlich.
(2) Durchsuchungen dürfen nur durch den Richter, bei Gefahr im Verzuge auch durch
die in den Gesetzen vorgesehenen anderen Organe angeordnet und nur in der dort
vorgeschriebenen Form durchgeführt werden.
(3) Begründen bestimmte Tatsachen den Verdacht, dass jemand eine durch Gesetz
einzeln bestimmte besonders schwere Straftat begangen hat, so dürfen zur Verfol-
gung der Tat auf Grund richterlicher Anordnung technische Mittel zur akustischen
Überwachung von Wohnungen, in denen der Beschuldigte sich vermutlich aufhält,
eingesetzt werden, wenn die Erforschung des Sachverhalts auf andere Weise unver-
hältnismäßig erschwert oder aussichtslos wäre. Die Maßnahme ist zu befristen. Die
Anordnung erfolgt durch einen mit drei Richtern besetzten Spruchkörper. Bei Gefahr
im Verzuge kann sie auch durch einen einzelnen Richter getroffen werden.
(4) Zur Abwehr dringender Gefahren für die öffentliche Sicherheit, insbesondere
einer gemeinen Gefahr oder einer Lebensgefahr, dürfen technische Mittel zur Über-
wachung von Wohnungen nur auf Grund richterlicher Anordnung eingesetzt werden.
Bei Gefahr im Verzuge kann die Maßnahme auch durch eine andere gesetzlich
bestimmte Stelle angeordnet werden; eine richterliche Entscheidung ist unverzüglich
nachzuholen.
(5) Sind technische Mittel ausschließlich zum Schutze der bei einem Einsatz in Woh-
nungen tätigen Personen vorgesehen, kann die Maßnahme durch eine gesetzlich
bestimmte Stelle angeordnet werden. Eine anderweitige Verwertung der hierbei
erlangten Erkenntnisse ist nur zum Zwecke der Strafverfolgung oder der Gefahren-
abwehr und nur zulässig, wenn zuvor die Rechtmäßigkeit der Maßnahme richterlich
festgestellt ist; bei Gefahr im Verzuge ist die richterliche Entscheidung unverzüglich
nachzuholen.
(6) Die Bundesregierung unterrichtet den Bundestag jährlich über den nach Absatz 3
sowie über den im Zuständigkeitsbereich des Bundes nach Absatz 4 und, soweit
richterlich überprüfungsbedürftig, nach Absatz 5 erfolgten Einsatz technischer Mit-
tel. Ein vom Bundestag gewähltes Gremium übt auf der Grundlage dieses Berichts
die parlamentarische Kontrolle aus. Die Länder gewährleisten eine gleichwertige par-
lamentarische Kontrolle.
(7) Eingriffe und Beschränkungen dürfen im Übrigen nur zur Abwehr einer gemeinen
Gefahr oder einer Lebensgefahr für einzelne Personen, auf Grund eines Gesetzes
auch zur Verhütung dringender Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung,
insbesondere zur Behebung der Raumnot, zur Bekämpfung von Seuchengefahr oder
zum Schutze gefährdeter Jugendlicher vorgenommen werden.

Art. 14:  Gewährleistung des Eigentums 

(1) Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleistet. Inhalt und Schranken wer-
den durch die Gesetze bestimmt.
(2) Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit
dienen.
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Bundesnotarordnung 
(BNotO)   

vom 24. Februar 1961 (BGBl. I S. 98) 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Oktober 2024 (BGBl. Nr. 323) 
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Erster Teil 
Das Amt des Notars 

1. Abschnitt
Bestellung zum Notar 

§ 1
Stellung und Aufgaben des Notars 

Als unabhängige Träger eines öffentlichen Amtes werden für die Beurkundung von 
Rechtsvorgängen und andere Aufgaben auf dem Gebiet der vorsorgenden Rechts-
pflege in den Ländern Notare bestellt. 
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§ 2
Beruf des Notars 

1Die Notare unterstehen, soweit nichts anderes bestimmt ist, ausschließlich den Vor-
schriften dieses Gesetzes. 2Sie führen ein Amtssiegel und tragen die Amtsbezeich-
nung Notarin oder Notar. 3Ihr Beruf ist kein Gewerbe. 

§ 3
Hauptberufliche Notare; Anwaltsnotar 

(1) Notare werden zur hauptberuflichen Amtsausübung auf Lebenszeit bestellt
(hauptberufliche Notare).
(2) In den Gerichtsbezirken, in denen am 1. April 1961 das Amt des Notars nur im
Nebenberuf ausgeübt worden ist, werden weiterhin ausschließlich Rechtsanwälte für
die Dauer ihrer Mitgliedschaft bei der für den Gerichtsbezirk zuständigen Rechtsan-
waltskammer als Notare zu gleichzeitiger Amtsausübung neben dem Beruf des
Rechtsanwalts bestellt (Anwaltsnotare).

§ 4
Bedürfnis für die Bestellung eines Notars 

1Es werden so viele Notare bestellt, wie es den Erfordernissen einer geordneten 
Rechtspflege entspricht. 2Dabei sind insbesondere das Bedürfnis nach einer ange-
messenen Versorgung der Rechtsuchenden mit notariellen Leistungen und die Wah-
rung einer geordneten Altersstruktur der Angehörigen des Berufs zu berücksichti-
gen. 

§ 4a
Bewerbung 

(1) 1Notarstellen sind auszuschreiben. 2Dies gilt nicht bei erneuten Bestellungen
nach Amtsniederiegungen im Rahmen des § 48b Absatz 2 Satz 1 oder des § 48c
Absatz 3 Satz 1.
(2) Bewerbungen sind innerhalb der in der Ausschreibung gesetzten oder der von
der Landesjustizverwaltung allgemein bekanntgegebenen Frist einzureichen.
(3) 1War jemand ohne sein Verschulden verhindert, die Frist einzuhalten, so ist ihm
auf Antrag Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewähren. 2Der Antrag ist
innerhalb von zwei Wochen nach Wegfall des Hindernisses zu stellen. 3Die Tatsachen
zur Begründung des Antrags sind glaubhaft zu machen. 4Die Bewerbung ist inner-
halb der Antragsfrist nachzuholen.

§ 5
Eignung für das notarielle Amt 

(1) Zum Notar darf nur bestellt werden, wer persönlich und fachlich für das Amt
geeignet ist.
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(2) Persönlich nicht geeignet ist insbesondere, wer
1. sich eines Verhaltens schuldig gemacht hat, das ihn unwürdig erscheinen lässt,

das notarielle Amt auszuüben,
2. aus gesundheitlichen Gründen nicht nur vorübergehend unfähig ist, das notarielle

Amt ordnungsgemäß auszuüben, oder
3. sich im Vermögensverfall befindet; ein Vermögensverfall wird vermutet, wenn ein

Insolvenzverfahren über das Vermögen der Person eröffnet oder die Person in
das Schuldnerverzeichnis (§ 882b der Zivilprozessordnung) eingetragen ist.

(3) 1Wenn dies zur Entscheidung über den Versagungsgrund nach Absatz 2 Nummer
2 erforderlich ist, hat die Landesjustizverwaltung der Person aufzugeben, ein ärztli-
ches Gutachten über ihren Gesundheitszustand vorzulegen. 2Die Landesjustizver-
waltung hat eine angemessene Frist für die Vorlage des Gutachtens sowie den Arzt
zu bestimmen, der das Gutachten erstatten soll. 3Das Gutachten muss auf einer
Untersuchung und, wenn dies amtsärztlich als notwendig erachtet wurde, auch auf
einer klinischen Beobachtung der Person beruhen. 4Die Kosten des Gutachtens hat
die Person zu fragen. 5Wird das Gutachten ohne zureichenden Grund nicht innerhalb
der gesetzten Frist vorgelegt, so wird vermutet, dass der Versagungsgrund nach
Absatz 2 Nummer 2 vorliegt. 6Die Person ist bei der Fristsetzung auf diese Folgen
hinzuweisen.
(4) Wer bei Ablauf der Bewerbungsfrist für die Notarstelle das 60. Lebensjahr vollen-
det hat, kann nicht erstmals zum Notar bestellt werden.
(5) 1Die fachliche Eignung setzt voraus, dass die Befähigung zum Richteramt nach
dem Deutsehen Richtergesetz erworben wurde. 2Das Berufsqualifikationsfeststei-
lungsgesetz ist nicht anzuwenden.

§ 5a
Weitere Voraussetzungen für hauptberufliche Notare 

1Zum hauptberuflichen Notar soll nur bestellt werden, wer bei Ablauf der Bewer-
bungsfrist einen dreijährigen Anwärterdienst als Notarassessor geleistet hat und sich 
im Anwärterdienst des Landes befindet, in dem er sich um die Bestellung bewirbt. 
2Die Landesjustizverwaltung kann bestimmen, dass der dreijährige Anwärterdienst 
erst zum Zeitpunkt der Bestellung geleistet sein muss. 

§ 5b
Weitere Voraussetzungen für Anwaltsnotare 

(1) Zum Anwaltsnotar soll nur bestellt werden, wer bei Ablauf der Bewerbungsfrist
1. mindestens fünf Jahre in nicht unerheblichem Umfang für verschiedene Auftrag-

geber rechtsanwaltlich tätig war,
2. die Tätigkeit nach Nummer 1 seit mindestens drei Jahren ohne Unterbrechung in

dem vorgesehenen Amtsbereich ausübt,
3. die notarielle Fachprüfung nach § 7a bestanden hat und
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4. ab dem auf das Bestehen der notariellen Fachprüfung folgenden Kalenderjahr im
Umfang von jährlich mindestens 15 Zeitstunden an notarspezifischen Fortbil-
dungsveranstaltungen der Notarkammern oder der Berufsorganisationen teilge-
nommen hat.

(2) 1Bei der Tätigkeit nach Absatz 1 Nummer 1 und 2 bleiben Unterbrechungen auf
Grund von Ereignissen des täglichen Lebens außer Betracht. 2Auf Antrag werden auf
die Tätigkeit nach Absatz 1 Nummer 1 Unterbrechungen oder Einschränkungen der
Tätigkeit wegen einer Schwangerschaft oder wegen der Betreuung von Kindern oder
pflegebedürftigen nahen Angehörigen (§ 7 Absatz 3 des Pflegezeitgesetzes) bis zu
einer Gesamtdauer von einem Jahr angerechnet. 3Für die Tätigkeit nach Absatz 1
Nummer 2 gelten die in Satz 2 genannten Zeiten für die Dauer von bis zu einem Jahr
nicht als Unterbrechung.
(3) 1Von der Voraussetzung nach Absatz 1 Nummer 2 kann insbesondere abgesehen
werden, wenn keine Bewerbung dieser Voraussetzung genügt, jedoch eine sich
bewerbende Person die Tätigkeit nach Absatz 1 Nummer 1 jeweils ohne Unterbre-
chung entweder seit mindestens zwei Jahren in dem vorgesehenen Amtsbereich
oder seit mindestens drei Jahren in einem Amtsgerichtsbezirk ausübt, der innerhalb
desselben Landes an den Amtsgerichtsbezirk angrenzt, in dem die ausgeschriebene
Notarstelle gelegen ist. 2Absatz 2 gilt entsprechend.
(4) 1Die Bestellung zum Anwaltsnotar setzt zudem eine hinreichende Vertrautheit mit
der notariellen Berufspraxis voraus. 2Diese ist in der Regel gegeben, wenn nach
Bestehen der notariellen Fachprüfung 160 Stunden Praxisausbildung bei einem
Notar durchlaufen wurden, der von der für den vorgesehenen Amtsbereich zuständi-
gen Notarkammer bestimmt wurde. 3Die Praxisausbildung kann um bis zu 80 Stun-
den verkürzt werden, wenn vergleichbare Erfahrungen durch eine Tätigkeit als Notar-
vertretung oder als Notariatsverwalter oder durch die erfolgreiche Teilnahme an
Praxislehrgängen der Notarkammern oder der Berufsorganisationen erworben wur-
den. 4Die Einzelheiten zu den Sätzen 1 bis 3 regelt die Notarkammer in einer Ausbil-
dungsordnung, die der Genehmigung der Landesjustizverwaltung bedarf.

§ 6
Auswahl bei mehreren geeigneten Personen; Verordnungsermächtigung 

(1) 1Bewerben sich mehrere geeignete Personen um ein Amt, richtet sich die Reihen-
folge bei der Auswahl nach der persönlichen und fachlichen Eignung unter Berück-
sichtigung der die juristische Ausbildung abschließenden Staatsprüfung und der bei
der Vorbereitung auf den Notarberuf gezeigten Leistungen. 2Es sind nur solche
Umstände zu berücksichtigen, die bei Ablauf der Bewerbungsfrist vorlagen. 3Die
Landesjustizverwaltung kann bei der Bestellung von hauptberuflichen Notaren einen
von Satz 2 abweichenden Zeitpunkt bestimmen.
(2) 1Bei der Bestellung von hauptberuflichen Notaren ist die Dauer des Anwärter-
dienstes angemessen zu berücksichtigen. 2Die Landesregierungen werden ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung Bestimmungen über die Berechnung der Dauer des
Anwärterdienstes nach Satz 1 zu treffen. 3Dies umfasst die Befugnis, Zeiten zu
bestimmen, die in angemessenem Umfang auf den Anwärterdienst angerechnet wer-
den können. 4Die Landesregierungen können die Ermächtigung durch Rechtsverord-
nung auf die Landesjustizverwaltungen übertragen.
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Verordnung über den Betrieb eines Videokommunikationssystems 
für notarielle Urkundstätigkeiten 

(NotViKoV) 

Vom 22. Juli 2022 (BGBI. l 2022,1191) 

Eingangsformel 

Auf Grund des § 78p Absatz 3 der Bundesnotarordnung... verordnet das Bundesmi-
nisterium der Justiz im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern und für 
Heimat: 

§ 1
Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet 

1. „Vorgang“ einen in dem Videokommunikationssystem gespeicherten Datensatz
zu einer Urkundstätigkeit;

2. „Amtsperson“ einen Notar, einen Notariatsverwalter oder eine Notarvertretung;

3. „Beteiligter“

a) im Fall der Beurkundung von Willenserklärungen mittels Videokommunikation
(§§ 16a bis 16e des Beurkundungsgesetzes) einen Erschienenen im Sinne des
§ 6 Absatz 2 des Beurkundungsgesetzes und

b) im Fall der Beglaubigung einer qualifizierten elektronischen Signatur mittels
Videokommunikation (§ 40a des Beurkundungsgesetzes) eine Person, welche
die qualifizierte elektronische Signatur anerkennt;

4. „hinzugezogene Person“ eine Person, deren Zuziehung zu einer Urkundstätigkeit
nach dem Beurkundungsgesetz vorgesehen ist;

5. „Dritter“ eine Person, die eine Urkundstätigkeit auf Veranlassung eines Beteiligten
begleitet, ohne selbst Beteiligter oder hinzugezogene Person zu sein;

6. „Nutzer“ eine Person, die das Videokommunikationssystem als Beteiligter, hinzu-
gezogene Person oder Dritter nutzt;

7. „Nutzerdaten“ folgende Daten zu einem Nutzer:

a) Familienname,

b) Geburtsname,

c) Vornamen,

d) Anrede,

e) akademische Grade und Ehrengrade sowie die Bezeichnung als Professor,

f) Tag der Geburt,

g) Ort der Geburt,
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h) Anschriften,

i) Staatsangehörigkeit,

j) Familienstand,

k) den Nutzer betreffende Eintragungen in einem öffentlichen Register,

l) Nutzername,

m) De-Mail-Adressen oder vergleichbare Adressen eines Zustelldienstes eines
anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines anderen Ver-
tragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum nach
der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 23. Juli 2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste
für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richt-
linie 1999/93/EG (ABI. L 257 vom 28.8.2014, S. 73; L 23 vom 29.1.2015, S. 19;
L 155 vom 14.6.2016, S. 44),

n) E-Mail-Adressen,

o) Telefon- und Mobilfunknummern,

p) Telefaxnummern und

q) bezüglich eines vom Nutzer verwendeten elektronischen Identitätsnachwei-
ses oder Identifizierungsmittels nach § 16c Satz l des Beurkundungsgesetzes

aa)  die Dokumentenart,

bb)  der letzte Tag der Gültigkeitsdauer sowie

cc) das dienste- und kartenspezifische Kennzeichen oder eine andere ein-
deutige Kennung;

8. „Sachverhaltsdaten“ Daten zu den Einzelheiten einer Urkundstätigkeit einschließ-
lich der dafür relevanten oder zu prüfenden personenbezogenen Daten und Ver-
fahrensinformationen.

§ 2
Technische Zugangsberechtigung zum Videokommunikationssystem 

(1) Eine technische Zugangsberechtigung zum Videokommunikationssystem ist ein-
zuräumen:

1. dem Notar,

2. dem Notariatsverwalter,

3. der Notarvertretung sowie

4. Personen, die beabsichtigen, das Videokommunikationssystem als Beteiligter,
hinzugezogene Person oder Dritter zu nutzen.

(2) 1Personen, die bei einer Amtsperson beschäftigt sind, kann eine technische Zu-
gangsberechtigung eingeräumt werden. 2Technische Zugangsberechtigungen nach
Satz 1 können in ihrem Umfang eingeschränkt werden.
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(3) Für körperliche Zugangsmittel und Wissensdaten, die die in den Absätzen 1 und
2 genannten Personen für den Zugang zum Videokommunikationssystem verwen-
den, gilt § 5 Absatz 3 bis 5 der Verordnung über die Führung notarieller Akten und Ver-
zeichnisse entsprechend.

§ 3
Einräumung der technischen Zugangsberechtigung 

(1) Die technische Zugangsberechtigung nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 2 ist durch
die Notarkammer einzuräumen.

(2) 1Die technische Zugangsberechtigung nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 soll durch die
zu vertretende Amtsperson eingeräumt werden. 2Wird die technische Zugangsbe-
rechtigung nicht durch die zu vertretende Amtsperson eingeräumt, so ist sie durch die
Notarkammer einzuräumen.

(3) 1Die technische Zugangsberechtigung nach § 2 Absatz l Nummer 4 ist durch die
Bundesnotarkammer einzuräumen. 2Bei Beteiligten und hinzugezogenen Personen
setzt die Einräumung der technischen Zugangsberechtigung eine Registrierung unter
Nachweis der Identität mittels eines elektronischen Identitätsnachweises oder Iden-
tifizierungsmittels nach § 16c Satz 1 des Beurkundungsgesetzes voraus. 3Bei Ver-
wendung eines elektronischen Identitätsnachweises nach § 16c Satz 1 Nummer 1
des Beurkundungsgesetzes sind folgende Daten auszulesen und als Nutzerdaten zu
speichern:

1. Familienname,

2. Geburtsname,

3. Vornamen,

4. Doktorgrad,

5. Tag der Geburt,

6. Ort der Geburt,

7. Anschrift,

8. Staatsangehörigkeit,

9. Dokumentenart,

10. letzter Tag der Gultigkeitsdauer und

11. dienste- und kartenspezifische Kennzeichen.

4Bei Verwendung eines elektronischen Identifizierungsmittels nach § 16c Satz 1 Num-
mer 2 des Beurkundungsgesetzes sind die in Satz 3 Nummer 1 bis 10 genannten Da-
ten sowie die eindeutige Kennung auszulösen und als Nutzerdaten zu speichern, so-
weit sie in dem Datensatz des elektronischen Identifizierungsmittels enthalten sind. 

(4) 1Die technische Zugangsberechtigung nach § 2 Absatz 2 Satz 1 ist von der Amts-
person einzuräumen, bei der die Person beschäftigt ist. 2Diese Amtsperson kann den
bei ihr beschäftigten Personen auch die Befugnis einräumen, weitere technische Zu-
gangsberechtigungen nach § 2 Absatz 2 Satz 1 zu erteilen. 3Befugnisse nach Satz 2
können in ihrem Umfang eingeschränkt werden. 4Der beschäftigenden Amtsperson
im Sinne dieses Absatzes steht deren Notarvertretung gleich.
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§ 4
Wegfall und Entziehung der technischen Zugangsberechtigung 

(1) Die Bundesnotarkammer hat im Zusammenwirken mit den Notarkammern sicher-
zustellen, dass eine technische Zugangsberechtigung endet, wenn

1. Fall des § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 2 das Amt erlischt oder der Amtssitz in einen
anderen Amtsgerichtsbezirk verlegt wird,

2. im Fall des § 2 Absatz 1 Nummer 3 die Vertretung endet und

3. im Fall des § 2 Absatz 2 das Amt der beschäftigenden Amtsperson erlischt oder
deren Amtssitz in einen anderen Amtsbereich verlegt wird.

(2) Die Bundesnotarkammer hat sicherzustellen, dass eine technische Zugangsbe-
rechtigung im Fall des § 2 Absatz 1 Nummer 4 endet, sobald die zu dem Nutzer ge-
speicherten Nutzerdaten nach § 14 Absatz 2 Satz 5 zu löschen sind.

(3) Im Fall einer ständigen Vertretung soll die technische Zugangsberechtigung nach
§ 2 Absatz 1 Nummer 3 durch die nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 zugangsbe-
rechtigten Person vorübergehend entzogen werden, solange keine Amtsbefugnis 
nach § 44 Absatz 1 Satz 1 der Bundesnotarordnung besteht. 

(4) 1Eine technische Zugangsberechtigung nach § 2 Absatz 2 kann jederzeit durch
die beschäftigende Amtsperson oder eine von dieser dazu ermächtigte Person ent-
zogen werden. 2§ 3 Absatz 4 Satz 4 gilt entsprechend.

(5) 1Wird der Notar vorläufig seines Amtes enthoben, so hat ihm die Notarkammer die
technische Zugangsberechtigung zu entziehen. 2Weitere technische Zugangsberech-
tigungen und Befugnisse im Sinne des § 2 Absatz 2 und des § 3 Absatz 4 Satz 2 blei-
ben hiervon unberührt. 3Sie können von dem Notar nicht mehr geändert oder wider-
rufen werden. 

(6) 1Die Bundesnotarkammer kann einer Amtsperson, einer bei dieser beschäftigten
Person oder einem Nutzer die technische Zugangsberechtigung vorübergehend ent-
ziehen, wenn die Gefahr einer missbräuchlichen Verwendung besteht. 2Wenn die 
technische Zugangsberechtigung einer in § 2 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 oder Absatz 
2 Satz 1 genannten Person eingeräumt wurde, kann die vorübergehende Entziehung 
der technischen Zugangsberechtigung nach Satz 1 auch durch die Notarkammer er-
folgen. 3Die vorübergehende Entziehung in den Fällen der Sätze 1 und 2 ist unverzüg-
lich zu beenden, wenn die Gefahr einer missbräuchlichen Verwendung nicht mehr be-
steht. 

§ 5
Vorgang 

(1) In einem Vorgang dürfen zu einer Urkundstätigkeit folgende Daten zusammenge-
fasst werden:

1. Nutzerdaten solcher Nutzer, die Zugriff auf den Vorgang haben oder hatten,

2. Sachverhaltsdaten und

3. elektronische Dokumente.

101    NotViKoV

190



(2) 1Die Bundesnotarkammer hat sicherzustellen, dass ausschließlich folgende Per-
sonen Zugriff auf einen Vorgang haben:

1. die Amtsperson, die den Vorgang erstellt hat oder auf Veranlassung eines Nutzers
mit dem Vorgang befasst ist (befasste Amtsperson),

2. bei der befassten Amtsperson beschäftigte Personen, soweit ihnen eine techni-
sche Zugangsberechtigung eingeräumt worden ist, sowie

3. folgende Nutzer:

a) der Nutzer, der den Vorgang selbst erstellt hat,

b) der Nutzer, der die Erstellung durch eine Amtsperson veranlasst hat, und

c) die Nutzer, denen der Zugriff eingeräumt worden ist.

2Die Befugnis, Nutzern den Zugriff auf einen Vorgang einzuräumen (Satz 1 Nummer 3 
Buchstabe c), haben die nach Satz 1 Nummer 1 bis 3 Buchstabe b zugriffsberechtig-
ten Personen. 

(3) 1Geht die Zuständigkeit der befassten Amtsperson für die Verwahrung ihrer Akten
und Verzeichnisse auf eine andere Amtsperson über, so soll die befasste Amtsperson
den Zugriff auf die Vorgänge, die sie erstellt hat oder mit denen sie auf Veranlassung
eines Nutzers befasst ist, auf die andere Amtsperson überleiten. 2Wird der anderen
Amtsperson der Zugriff auf die Vorgänge nach Satz 1 nicht durch die befasste Amts-
person übergeleitet, so ist er durch die Notarkammer einzuräumen. 3Die Einräumung
erfolgt aufgrund eines Beschlusses des Vorstands der Notarkammer. 4Kann ein Be-
schluss des Vorstands nicht rechtzeitig herbeigeführt werden, so entscheidet der
Präsident der Notarkammer. 5In diesem Fall ist die Entscheidung des Vorstands un-
verzüglich nachzuholen. 6Sobald der anderen Amtsperson der Zugriff auf die Vor-
gänge nach Satz 1 gewährt worden ist, gilt sie als die mit diesen Vorgängen befasste
Amtsperson.

(4) 1Für die Dauer des Bestehens der technischen Zugangsberechtigung nach § 2
Absatz 1 Nummer 3 soll die zu vertretende Amtsperson der Notarvertretung den Zu-
griff auf die Vorgänge einräumen, die die zu vertretende Amtsperson erstellt hat oder
mit denen sie auf Veranlassung eines Nutzers befasst ist. 2Wird der Notarvertretung
der Zugriff auf die Vorgänge nach Satz 1 nicht durch die zu vertretende Amtsperson
eingeräumt, so ist er durch die Notarkammer einzuräumen. 3Solange der Notarvertre-
tung der Zugriff auf die Vorgänge nach Satz 1 eingeräumt ist, gilt sie als mit diesen
Vorgängen befasste Amtsperson.

(5) Die Bundesnotarkammer hat es der befassten Amtsperson zu ermöglichen,

1. die Befugnis von Nutzern zur Zugriffseinräumung nach Absatz 2 Satz 2 einzu-
schränken,

2. Nutzern den Zugriff auf den Vorgang zu entziehen und

3. bei ihr beschäftigten Personen die Befugnisse nach den Nummern 1 und 2 ein-
zuräumen.

(6) 1Die Bundesnotarkammer hat sicherzustellen, dass Nutzerdaten innerhalb eines
Vorgangs nur für folgende Personen einsehbar sind:

1. die befasste Amtsperson,
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Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

(FamFG) 

vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2586, 2587) 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 7. April 2025 (BGBl. I Nr. 109) 

– Auszug –

Buch 1 

Allgemeiner Teil 

Abschnitt 1 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1
Anwendungsbereich 

Dieses Gesetz gilt für das Verfahren in Familiensachen sowie in den Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit, soweit sie durch Bundesgesetz den Gerichten zuge-
wiesen sind. 

§ 2
Örtliche Zuständigkeit 

(1) Unter mehreren örtlich zuständigen Gerichten ist das Gericht zuständig, das zu-
erst mit der Angelegenheit befasst ist.

(2) Die örtliche Zuständigkeit eines Gerichts bleibt bei Veränderung der sie begrün-
denden Umstände erhalten.

(3) Gerichtliche Handlungen sind nicht deswegen unwirksam, weil sie von einem ört-
lich unzuständigen Gericht vorgenommen worden sind.

§ 3
Verweisung bei Unzuständigkeit 

(1) 1Ist das angerufene Gericht örtlich oder sachlich unzuständig, hat es sich, sofern
das zuständige Gericht bestimmt werden kann, durch Beschluss für unzuständig zu
erklären und die Sache an das zuständige Gericht zu verweisen. 2Vor der Verweisung
sind die Beteiligten anzuhören.

(2) 1Sind mehrere Gerichte zuständig, ist die Sache an das vom Antragsteller ge-
wählte Gericht zu verweisen. 2Unterbleibt die Wahl oder ist das Verfahren von Amts
wegen eingeleitet worden, ist die Sache an das vom angerufenen Gericht bestimmte
Gericht zu verweisen.
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(3) 1Der Beschluss ist nicht anfechtbar. 2Er ist für das als zuständig bezeichnete Ge-
richt bindend.

(4) Die im Verfahren vor dem angerufenen Gericht entstehenden Kosten werden als
Teil der Kosten behandelt, die bei dem im Beschluss bezeichneten Gericht anfallen.

§ 4
Abgabe an ein anderes Gericht 

1Das Gericht kann die Sache aus wichtigem Grund an ein anderes Gericht abgeben, 
wenn sich dieses zur Übernahme der Sache bereit erklärt hat. 2Vor der Abgabe sollen 
die Beteiligten angehört werden. 

§ 5
Gerichtliche Bestimmung der Zuständigkeit 

(1) Das zuständige Gericht wird durch das nächsthöhere gemeinsame Gericht be-
stimmt:

1. wenn das an sich zuständige Gericht in einem einzelnen Fall an der Ausübung der
Gerichtsbarkeit rechtlich oder tatsächlich verhindert ist;

2. wenn es mit Rücksicht auf die Grenzen verschiedener Gerichtsbezirke oder aus
sonstigen tatsächlichen Gründen ungewiss ist, welches Gericht für das Verfahren
zuständig ist;

3. wenn verschiedene Gerichte sich rechtskräftig für zuständig erklärt haben;

4. wenn verschiedene Gerichte, von denen eines für das Verfahren zuständig ist,
sich rechtskräftig für unzuständig erklärt haben;

5. wenn eine Abgabe aus wichtigem Grund (§ 4) erfolgen soll, die Gerichte sich
jedoch nicht einigen können.

(2) Ist das nächsthöhere gemeinsame Gericht der Bundesgerichtshof, wird das zu-
ständige Gericht durch das Oberlandesgericht bestimmt, zu dessen Bezirk das zuerst
mit der Sache befasste Gericht gehört.

(3) Der Beschluss, der das zuständige Gericht bestimmt, ist nicht anfechtbar.

§ 6
Ausschließung und Ablehnung der Gerichtspersonen 

(1) 1Für die Ausschließung und Ablehnung der Gerichtspersonen gelten die §§ 41 bis
49 der Zivilprozessordnung entsprechend. 2Ausgeschlossen ist auch, wer bei einem
vorausgegangenen Verwaltungsverfahren mitgewirkt hat.

(2) Der Beschluss, durch den das Ablehnungsgesuch für unbegründet erklärt wird, ist
mit der sofortigen Beschwerde in entsprechender Anwendung der §§ 567 bis 572 der
Zivilprozessordnung anfechtbar.
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§ 7
Beteiligte 

(1) In Antragsverfahren ist der Antragsteller Beteiligter.

(2) Als Beteiligte sind hinzuzuziehen:

1. diejenigen, deren Recht durch das Verfahren unmittelbar betroffen wird,

2. diejenigen, die auf Grund dieses oder eines anderen Gesetzes von Amts wegen
oder auf Antrag zu beteiligen sind.

(3) Das Gericht kann von Amts wegen oder auf Antrag weitere Personen als Beteiligte
hinzuziehen, soweit dies in diesem oder einem anderen Gesetz vorgesehen ist.

(4) 1Diejenigen, die auf ihren Antrag als Beteiligte zu dem Verfahren hinzuzuziehen
sind oder hinzugezogen werden können, sind von der Einleitung des Verfahrens zu
benachrichtigen, soweit sie dem Gericht bekannt sind. 2Sie sind über ihr Antragsrecht
zu belehren.

(5) 1Das Gericht entscheidet durch Beschluss, wenn es einem Antrag auf Hinzu -
ziehung gemäß Absatz 2 oder Absatz 3 nicht entspricht. 2Der Beschluss ist mit der
sofortigen Beschwerde in entsprechender Anwendung der §§ 567 bis 572 der Zivil-
prozessordnung anfechtbar.

(6) Wer anzuhören ist oder eine Auskunft zu erteilen hat, ohne dass die Voraussetzun-
gen des Absatzes 2 oder Absatzes 3 vorliegen, wird dadurch nicht Beteiligter.

§ 8
Beteiligtenfähigkeit 

Beteiligtenfähig sind 

1. natürliche und juristische Personen,

2. Vereinigungen, Personengruppen und Einrichtungen, soweit ihnen ein Recht zu-
stehen kann,

3. Behörden.

§ 9
Verfahrensfähigkeit 

(1) Verfahrensfähig sind

1. die nach bürgerlichem Recht Geschäftsfähigen,

2. die nach bürgerlichem Recht beschränkt Geschäftsfähigen, soweit sie für den Ge-
genstand des Verfahrens nach bürgerlichem Recht als geschäftsfähig anerkannt
sind,

3. die nach bürgerlichem Recht beschränkt Geschäftsfähigen, soweit sie das 14. Le-
bensjahr vollendet haben und sie in einem Verfahren, das ihre Person betrifft, ein
ihnen nach bürgerlichem Recht zustehendes Recht geltend machen,

4. diejenigen, die auf Grund dieses oder eines anderen Gesetzes dazu bestimmt
werden.
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(2) Soweit ein Geschäftsunfähiger oder in der Geschäftsfähigkeit Beschränkter nicht
verfahrensfähig ist, handeln für ihn die nach bürgerlichem Recht dazu befugten Per-
sonen.

(3) Für Vereinigungen sowie für Behörden handeln ihre gesetzlichen Vertreter und
Vorstände.

(4) Das Verschulden eines gesetzlichen Vertreters steht dem Verschulden eines Be-
teiligten gleich.

(5) Die §§ 53 bis 58 der Zivilprozessordnung gelten entsprechend.

§ 10
Bevollmächtigte 

(1) Soweit eine Vertretung durch Rechtsanwälte nicht geboten ist, können die Betei-
ligten das Verfahren selbst betreiben.

(2) 1Die Beteiligten können sich durch einen Rechtsanwalt als Bevollmächtigten ver-
treten lassen. 2Darüber hinaus sind als Bevollmächtigte, soweit eine Vertretung durch
Rechtsanwälte nicht geboten ist, vertretungsbefugt nur

1. Beschäftigte des Beteiligten oder eines mit ihm verbundenen Unternehmens (§ 15
des Aktiengesetzes); Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts
einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten
Zusammenschlüsse können sich auch durch Beschäftigte anderer Behörden oder
juristischer Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Er-
füllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten las-
sen;

2. volljährige Familienangehörige (§ 15 der Abgabenordnung, § 11 des Lebenspart-
nerschaftsgesetzes), Personen mit Befähigung zum Richteramt und die Beteilig-
ten, wenn die Vertretung nicht im Zusammenhang mit einer entgeltlichen Tätigkeit
steht;

3. Notare.

(3) 1Das Gericht weist Bevollmächtigte, die nicht nach Maßgabe des Absatzes 2 ver-
tretungsbefugt sind, durch unanfechtbaren Beschluss zurück. 2Verfahrenshandlun-
gen, die ein nicht vertretungsbefugter Bevollmächtigter bis zu seiner Zurückweisung
vorgenommen hat, und Zustellungen oder Mitteilungen an diesen Bevollmächtigten
sind wirksam. 3Das Gericht kann den in Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 und 2 bezeichneten Be-
vollmächtigten durch unanfechtbaren Beschluss die weitere Vertretung untersagen,
wenn sie nicht in der Lage sind, das Sach- und Streitverhältnis sachgerecht darzu-
stellen.

(4) 1Vor dem Bundesgerichtshof müssen sich die Beteiligten, außer im Verfahren über
die Ausschließung und Ablehnung von Gerichtspersonen und im Verfahren über die
Verfahrenskostenhilfe, durch einen beim Bundesgerichtshof zugelassenen Rechtsan-
walt vertreten lassen. 2Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts
einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zu-
sammenschlüsse können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Rich-
teramt oder durch Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden
oder juristischer Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur
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500    GNotKG

692

Teil 1 
Gerichtsgebühren 

(vom Abdruck wurde abgesehen) 

Teil 2 
Notargebühren 

Vorbemerkung 2: 

(1) In den Fällen, in denen es für die Gebührenberechnung maßgeblich ist, dass ein bestimmter
Notar eine Tätigkeit vorgenommen hat, steht diesem Notar der Akten verwahrer gemäß § 51
BNotO, der Notariatsverwalter gemäß § 56 BNotO oder ein  anderer Notar, mit dem der Notar am
Ort seines Amtssitzes zur gemeinsamen  Berufsausübung verbunden ist oder mit dem er dort ge-
meinsame Geschäftsräume unterhält, gleich.

(2) Bundes- oder landesrechtliche Vorschriften, die Gebühren- oder Auslagenbe freiung gewäh -
ren, sind nicht auf den Notar anzuwenden. Außer in den Fällen der Kosten erstattung zwischen
den Trägern der Sozialhilfe gilt die in § 64 Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 SGB X bestimmte Gebührenfreiheit
auch für den Notar.

(3) Beurkundungen nach § 67 Abs. 1 des Beurkundungsgesetzes und die Bezifferung dynami-
sierter Unterhaltstitel zur Zwangsvollstreckung im Ausland sind gebührenfrei.

Hauptabschnitt 1 
Beurkundungsverfahren 

Vorbemerkung 2.1: 

(1) Die Gebühr für das Beurkundungsverfahren entsteht für die Vorbereitung und Durchführung
der Beurkundung in Form einer Niederschrift (§§ 8, 16b und 36 des Beurkundungsgesetzes)
einschließlich der Beschaffung der Information.

(2) Durch die Gebühren dieses Hauptabschnitts werden auch abgegolten

1. die Übermittlung von Anträgen und Erklärungen an ein Gericht oder eine Behörde,

2. die Stellung von Anträgen im Namen der Beteiligten bei einem Gericht oder einer Behörde,

3. die Erledigung von Beanstandungen einschließlich des Beschwerdeverfahrens und

4. bei Änderung eines Gesellschaftsvertrags oder einer Satzung die Erteilung einer für die
 Anmeldung zum Handelsregister erforderlichen Bescheinigung des neuen vollständigen
Wortlauts des Gesellschaftsvertrags oder der Satzung.
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Abschnitt 1 
Verträge, bestimmte Erklärungen sowie 

Beschlüsse von Organen einer Vereinigung oder Stiftung 

Vorbemerkung 2.1.1: 

Dieser Abschnitt ist auch anzuwenden im Verfahren zur Beurkundung der folgenden Erklärungen: 

1. Antrag auf Abschluss eines Vertrags oder Annahme eines solchen Antrags oder

2. gemeinschaftliches Testament.

21100  Beurkundungsverfahren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2,0 
– mindestens

120,00 €

21101   Gegenstand des Beurkundungsverfahrens ist 

1. die Annahme eines Antrags auf Abschluss eines
Vertrags oder

2. ein Verfügungsgeschäft und derselbe Notar hat für
eine Beurkundung, die das zugrunde liegende Rechts- 
geschäft betrifft, die Gebühr 21100 oder 23603 erhoben:

Die Gebühr 21100 beträgt  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,5 
(1) Als zugrunde liegendes Rechtsgeschäft gilt nicht eine – mindestens
Verfügung von Todes wegen. 30,00 €
(2) Die Gebühr für die Beurkundung des Zuschlags in einer 
freiwilligen Versteigerung von Grundstücken oder grundstücks- 
gleichen Rechten bestimmt sich nach 23603. 

21102   Gegenstand des Beurkundungsverfahrens ist 

1. ein Verfügungsgeschäft und das zugrunde liegende
Rechtsgeschäft ist bereits beurkundet und Nummer
21101 nicht anzuwenden oder

2. die Aufhebung eines Vertrags:

Die Gebühr 21100 beträgt  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1,0 
– mindestens

60,00 €

Gebühren oder Satz 
der Gebühr nach 

Nr. Gebührentatbestand § 34 GNotKG
– Tabelle B
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Abschnitt 2 
Sonstige Erklärungen, Tatsachen und Vorgänge  

Vorbemerkung 2.1.2: 

(1) Die Gebühr für die Beurkundung eines Antrags zum Abschluss eines Vertrages und für die
 Beurkundung der Annahme eines solchen Antrags sowie für die Beur kundung eines gemein-
schaftlichen Testaments bestimmt sich nach Abschnitt 1, die Gebühr für die Beurkundung des
Zuschlags bei der freiwilligen Versteigerung von Grundstücken oder grundstücksgleichen Rech-
ten bestimmt sich nach Nummer 23603.

(2) Die Beurkundung der in der Anmerkung zu Nummer 23603 genannten Erklärungen wird durch
die Gebühr 23603 mit abgegolten, wenn die Beurkundung in der Nieder schrift über die Versteige-
rung erfolgt.

21200  Beurkundungsverfahren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1,0 
Unerheblich ist, ob eine Erklärung von einer oder von – mindestens
mehreren Personen abgegeben wird.     60,00 €

21201   Beurkundungsgegenstand ist 

1. der Widerruf einer letztwilligen Verfügung,

2. der Rücktritt von einem Erbvertrag,

3. die Anfechtung einer Verfügung von Todes wegen,

4. ein Antrag oder eine Bewilligung nach der Grund- 
buchordnung, der Schiffsregisterordnung oder dem
Gesetz über Rechte an Luftfahrzeugen oder die
Zustimmung des Eigentümers zur Löschung eines
Grundpfandrechts oder eines vergleichbaren
Pfandrechts,

5. eine Anmeldung zum Handelsregister oder zu einem
ähnlichen Register,

6. ein Antrag an das Nachlassgericht,

7. eine Erklärung, die gegenüber dem Nachlassgericht
abzugeben ist, oder

8. die Zustimmung zur Annahme als Kind:

Die Gebühr 21200 beträgt  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,5 
In dem in Vorbemerkung 2.3.3 Abs. 2 genannten Fall ist das – mindestens
Beurkundungsverfahren für den Antrag an das Nachlass- 30,00 €

            gericht durch die Gebühr 23300 für Abnahme der eidesstatt- 
lichen Versicherung mit abgegolten; im Übrigen bleiben die  
Vorschriften in Hauptabschnitt 1 unberührt. 

Gebühren oder Satz 
der Gebühr nach 

Nr. Gebührentatbestand § 34 GNotKG
– Tabelle B
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Abschnitt 3 
Vorzeitige Beendigung des Beurkundungsverfahrens 

Vorbemerkung 2.1.3: 

(1) Ein Beurkundungsverfahren ist vorzeitig beendet, wenn vor Unterzeichnung der Niederschrift
durch den Notar oder bevor der Notar die elektronische Niederschrift mit seiner qualifizierten
elektronischen Signatur versehen hat der Beurkundungsauftrag zurückgenommen oder zurück-
gewiesen wird oder der Notar feststellt, dass nach seiner Überzeugung mit der beauftragten Be-
urkundung aus Gründen, die nicht in seiner Person liegen, nicht mehr zu rechnen ist. Wird das
Verfahren länger als 6 Monate nicht mehr betrieben, ist in der Regel nicht mehr mit der Beurkun-
dung zu rechnen.

(2) Führt der Notar nach der vorzeitigen Beendigung des Beurkundungsverfahrens demnächst
auf der Grundlage der bereits erbrachten notariellen Tätigkeit ein erneutes Beurkundungsverfah-
ren durch, wird die nach diesem Abschnitt zu erhebende Gebühr auf die Gebühr für das erneute
Beurkundungsverfahren angerechnet.

(3) Der Fertigung eines Entwurfs im Sinne der nachfolgenden Vorschriften steht die Überprüfung,
Änderung oder Ergänzung eines dem Notar vorgelegten Entwurfs gleich.

21300   Vorzeitige Beendigung des Beurkundungsverfahrens 

1. vor Ablauf des Tages, an dem ein vom Notar gefer- 
tigter Entwurf an einen Beteiligten durch Aufgabe zur
Post versandt worden ist,

2. vor der Übermittlung eines vom Notar gefertigten
Entwurfs per Telefax, vor der elektronischen Über- 
mittlung als Datei oder vor Aushändigung oder

3. bevor der Notar mit allen Beteiligten in einem zum
Zweck der Beurkundung vereinbarten Termin auf der
Grundlage eines von ihm gefertigten Entwurfs ver- 
handelt hat:

Die jeweilige Gebühr für das Beurkundungsverfahren 
ermäßigt sich auf  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 20,00 € 

21301   In den Fällen der Nummer 21300 hat der Notar persön- 
lich oder schriftlich beraten: 

Die jeweilige Gebühr für das Beurkundungsverfahren 
ermäßigt sich auf eine Gebühr  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . in Höhe der 

jeweiligen 
Beratungsgebühr 

Gebühren oder Satz 
der Gebühr nach 

Nr. Gebührentatbestand § 34 GNotKG
– Tabelle B
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21302   Vorzeitige Beendigung des Verfahrens nach einem der in 
Nummer 21300 genannten Zeitpunkte in den Fällen der 
Nummer 21100: 
Die Gebühr 21100 ermäßigt sich auf  . . . . . . . . . . . . . . . 0,5 bis 2,0 

– mindestens
120,00 €

21303   Vorzeitige Beendigung des Verfahrens nach einem der in 
Nummer 21300 genannten Zeitpunkte in den Fällen der  
Nummern 21102 und 21200: 
Die Gebühren 21102 und 21200 ermäßigen sich auf  . . . 0,3 bis 1,0 

– mindestens
60,00 €

21304   Vorzeitige Beendigung des Verfahrens nach einem der in 
Nummer 21300 genannten Zeitpunkte in den Fällen der  
Nummern 21101 und 21201: 
Die Gebühren 21101 und 21201 ermäßigen sich auf  . . . 0,3 bis 0,5 

– mindestens
30,00 €

Hauptabschnitt 2 
Vollzug eines Geschäfts und Betreuungstätigkeiten 

Vorbemerkung 2.2: 

(1) Gebühren nach diesem Hauptabschnitt entstehen nur, wenn dem Notar für seine Tätigkeit ein
besonderer Auftrag erteilt worden ist; dies gilt nicht für die Gebühren 22114, 22125 und die Ge-
bühr 22200 im Fall der Nummer 6 der Anmerkung.

(2) Entsteht für eine Tätigkeit eine Gebühr nach diesem Hauptabschnitt, fällt bei  demselben
Notar insoweit keine Gebühr für die Fertigung eines Entwurfs und keine Gebühr nach Nummer
25204 an.

Abschnitt 1 
Vollzug 

Unterabschnitt 1 
Vollzug eines Geschäfts 

Vorbemerkung 2.2.1.1: 

(1) Die Vorschriften dieses Unterabschnitts sind anzuwenden, wenn der Notar eine Gebühr für
das Beurkundungsverfahren oder für die Fertigung eines Entwurfs erhält, die das zugrunde
 liegende Geschäft betrifft. Die Vollzugsgebühr entsteht für die

Gebühren oder Satz 
der Gebühr nach 

Nr. Gebührentatbestand § 34 GNotKG
– Tabelle B
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1. Anforderung und Prüfung einer Erklärung oder Bescheinigung nach öffentlich-rechtlichen
Vorschriften, mit Ausnahme der Unbedenklichkeitsbescheinigung des Finanzamts,

2. Anforderung und Prüfung einer anderen als der in Nummer 4 genannten gerichtlichen Ent-
scheidung oder Bescheinigung, dies gilt auch für die Ermittlung des  Inhalts eines ausländi-
schen Registers,

3. Fertigung, Änderung oder Ergänzung der Liste der Gesellschafter (§ 8 Abs. 1
Nr. 3, § 40 GmbHG) oder der Liste der Personen, welche neue Geschäftsanteile übernom-
men haben (§ 57 Abs. 3 Nr. 2 GmbHG),

4. Anforderung und Prüfung einer Entscheidung des Familien-, Betreuungs- oder Nachlassge-
richts einschließlich aller Tätigkeiten des Notars gemäß den §§ 1855 und 1856 BGB im Na-
men der Beteiligten sowie die Erteilung einer Bescheinigung über die Wirksamkeit oder Un-
wirksamkeit des Rechtsgeschäfts,

5. Anforderung und Prüfung einer Vollmachtsbestätigung oder einer privatrecht lichen Zustim-
mungserklärung,

6. Anforderung und Prüfung einer privatrechtlichen Verzichtserklärung,

7. Anforderung und Prüfung einer Erklärung über die Ausübung oder Nicht ausübung eines pri-
vatrechtlichen Vorkaufs- oder Wiederkaufsrechts,

8. Anforderung und Prüfung einer Erklärung über die Zustimmung zu einer Schuldübernahme
oder einer Entlassung aus der Haftung,

9. Anforderung und Prüfung einer Erklärung oder sonstigen Urkunde zur Verfügung über ein
Recht an einem Grundstück oder einem grundstücksgleichen Recht  sowie zur Löschung
oder Inhaltsänderung einer sonstigen Eintragung im Grundbuch oder in einem Register oder
Anforderung und Prüfung einer Erklärung,  inwieweit ein Grundpfandrecht eine Verbindlich-
keit sichert,

10. Anforderung und Prüfung einer Verpflichtungserklärung betreffend eine in  Nummer 9 ge-
nannte Verfügung oder einer Erklärung über die Nichtausübung  eines Rechts und

11. über die in den Nummern 1 und 2 genannten Tätigkeiten hinausgehende Tätigkeit für die Be-
teiligten gegenüber der Behörde, dem Gericht oder der Körperschaft oder Anstalt des öffent-
lichen Rechts.

Die Vollzugsgebühr entsteht auch, wenn die Tätigkeit vor der Beurkundung vorgenommen wird. 

(2) Zustimmungsbeschlüsse stehen Zustimmungserklärungen gleich.

(3) Wird eine Vollzugstätigkeit unter Beteiligung eines ausländischen Gerichts oder einer auslän-
dischen Behörde vorgenommen, bestimmt sich die Vollzugsgebühr nach Unterabschnitt 2.

22110  Vollzugsgebühr . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,5 

Gebühren oder Satz 
der Gebühr nach 

Nr. Gebührentatbestand § 34 GNotKG
– Tabelle B
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22111  Vollzugsgebühr, wenn die Gebühr für das zugrunde 
liegende Beurkundungsverfahren weniger als 2,0 beträgt: 
Die Gebühr 22110 beträgt  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,3 

Vollzugsgegenstand sind lediglich die in der Vorbe- 
merkung 2.2.1.1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 3 genannten 
Tätigkeiten: 
Die Gebühren 22110 und 22111 betragen 

22112   – für jede Tätigkeit nach Vorbemerkung 2.2.1.1 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 1 und 2  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . höchstens 50,00 € 

22113   – für jede Tätigkeit nach Vorbemerkung 2.2.1.1 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 3  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . höchstens 250,00 € 

22114   Erzeugung von strukturierten Daten in Form der 
Extensible Markup Language (XML) oder in einem 
nach dem Stand der Technik vergleichbaren  
Format für eine automatisierte Weiterbearbeitung  . . . . . 0,2 

- – höchstens 
125,00 € 

22115   Neben der Gebühr 22114 entstehen andere Gebühren 
dieses Unterabschnitts: Die Gebühr 22114 beträgt  . . . 0,1 

- – höchstens 
125,00 € 

Unterabschnitt 2 
Vollzug in besonderen Fällen 

Vorbemerkung 2.2.1.2: 

Die Gebühren dieses Unterabschnitts entstehen, wenn der Notar 

1. keine Gebühr für ein Beurkundungsverfahren oder für die Fertigung eines  Entwurfs erhalten
hat, die das zu vollziehende Geschäft betrifft, oder

2. eine Vollzugstätigkeit unter Beteiligung eines ausländischen Gerichts oder einer ausländi-
schen Behörde vornimmt.

22120   Vollzugsgebühr für die in Vorbemerkung 2.2.1.1 Abs. 1 
Satz 2 genannten Tätigkeiten, wenn die Gebühr für ein 
die Urkunde betreffendes Beurkundungsverfahren 2,0  
betragen würde  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1,0 

22121   Vollzugsgebühr für die in Vorbemerkung 2.2.1.1 Abs. 1 
Satz 2 genannten Tätigkeiten, wenn die Gebühr für ein 
die Urkunde betreffendes Beurkundungsverfahren  
weniger als 2,0 betragen würde  . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,5 

Gebühren oder Satz 
der Gebühr nach 

Nr. Gebührentatbestand § 34 GNotKG
– Tabelle B
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Artikel-Nr. 4721

2025Unverzichtbar für Ausbildung und Praxis – Die 
Vorschriftensammlung für Notarfachangestellte 

Diese praxisnahe Vorschriftensammlung richtet 
sich gezielt nach den Lehrinhalten der Ausbil-
dungsordnung für Notarfachangestellte – daher 
ideal für Auszubildende, Berufsschulen und Nota-
riatsmitarbeiter. Gleichzeitig bietet sie dem Be-
rufsalltag eine kompakte, sorgfältig zusammen-
gestellte Auswahl der wichtigsten notariellen Vor-
schriften – klar strukturiert, verläßlich und auf dem 
neuesten Rechtsstand. 

Kompakt & praxisnah 

Auf das BGB wurde bewußt verzichtet – hier gibt 
es günstige Einzelausgaben. Stattdessen sind 
schwer zugängliche, aber wichtige Regelungen 
wie die Überleitungsbestimmungen enthalten. 
Blick nach vorn: Elektronische Beurkundung 

Das Notariat steht vor einer digitalen Neuerung: 
Urkunden sollen künftig auch elektronisch in An-
wesenheit aller Beteiligten unterzeichnet werden 

21. Auflage

2025

ISBN: 978-3-87249-299-9

können – ohne den persönlichen Kontakt zu erset-
zen. Das „Gesetz zur Einführung einer elektroni-
schen Präsenzbeurkundung“ befindet sich bei 
Redaktionsschluss allerdings erst im Stadium des 
Referentenentwurfs. Der aktuelle Entwurf des 
neuen Gesetzes ist in Kap. 999 vollständig abge-
druckt – als Ausblick auf die nahe Zukunft. 

Mitgestalten erwünscht 

Rückmeldungen aus Berufsschulen und Praxis 
fließen regelmäßig ein. Der Verlag freut sich über 
jede Anregung, um diese praxisnahe Vorschrif-
tensammlung noch besser auf die Bedürfnisse 
der Nutzer abzustimmen. 

Stand der Gesetzgebung: 1. Juli 2025 
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